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Tabelle 22: Wie wichtig istfür Sie, in einer Gesell­
schaft mit pluralistischem Parteien­
system zu leben? - Angaben in Prozent

1990 1991 1992 1993

sehr wichtig 57 15 12 10

wichtig 32 35 . 34 33

in mittlerem 
Maße wichtig 6 23 26 25

weniger wichtig 2 15 17 21

unwichtig 1 7 9 10

ohne Antwort 2 6 2 1

pluralistisches Parteiensystem - 1993 -

sehr
wich­

tig

wich­
tig

in
mittl.
Maße
wich­

tig

we­
niger
wich­

tig

un­
wich­

tig

Gesamt 10 33 25 21 10

Geschlecht

Männer 11 34 26 18 10
Frauen 9 32 24 23 11

Altersgruppen

bis 25 Jahre 12 28 29 18 13
26-40 Jahre 9 32 27 19 12
41-50 Jahre 10 32 28 21 8
51-60 Jahre 10 39 21 23 7
über 60 Jahre 10 32 23 21 13

Familienformen

verh. o.Kind. 9 37 24 20 9
verh.m.Kind. 9 32 27 20 12
Leb.gem.o.K. 7 26 30 18 7
Leb. gern. m.K 21 27 24 17 7
alleinlebend 11 30 22 23 14
alleinerzieh. 17 28 26 22 7

Erwerbstätigkeit >

erwerbstätig 11 37 25 18 8
arbmpol.Maß 4 31 28 21 15
arbeitslos 9 27 24 27 13
Vorruhestand 13 32 25 20 11

Demokratieentwicklung und gesellschaftliche 
Mitwirkung

In der gegenwärtigen schwierigen Phase des gesell­
schaftlichen Umbruchs bedarf das politische 
Gemeinwesen in Ostdeutschland in besonderem 
Maße der Unterstützung seiner Mitglieder. Funk­
tionierende demokratische Institutionen sind 
dabei ebenso Voraussetzung wie demokratische 
Überzeugungen und die Bereitschaft der Bürger, 
sich für dieses Gemein wesen zu engagieren. 
Politische Einstellungen, Erwartungen und Ver­
haltensweisen der Ostdeutschen haben sich nach 
1989 in einem beträchtlichen Maße verändert. Sie 
reflektieren zugleich eine widersprüchliche und 
dynamische Entwicklung.
Aus der schlichten Übertragung demokratischer 
Institutionen der alten Bundesrepublik auf Ost­
deutschland konnte sich nicht automatisch und 
sofort deren erfolgreiche Etablierung ableiten. 
Nachteilig wirkt sich besonders aus, daß die de­
mokratischen Institutionen nicht historisch ge­
wachsen sind und sie einer teilweise anderen 
Problemlage gegenüberstehen als in Westdeutsch­
land. Aus der Interpretation von Daten zur Demo­
kratieentwicklung und gesellschaftlichen Mitwir­
kung lassen sich drei generelle Resultate ableiten:
1. Aktuelle Bewertungen und Einschätzungen 

können nur auf dem Hintergrund der im alten 
System heraus gebildeten bzw. von ihm beein­
flußten Werte und Strukturen vorgenommen 
werden. Wesentliche Zielstellungen der Men­
schen in der DDR nach Demokratie und nach 
verbesserten gesellschaftlichen Mitwirkungs­
möglichkeiten wurden nach 1990 erreicht und 
entsprechende Forderungen erfüllt. Sie haben 
dadurch für die Menschen gegenüber früher an 
Bedeutung verloren oder ihr Stellenwert hat 
sich verschoben.

2. Ein im Umbruchprozeß entstandenes, teilwei­
se überzogenes Demokratieverständnis der Ost­
deutschen und ihre sehr weitreichenden Forde­
rungen an gesellschaftliche Mitwirkung sind 
auf eine Realität getroffen, die diesen Erwar­
tungen nicht gerecht wurde. Das hat einerseits 
zu einem sinkenden, den realen Möglichkeiten
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stärker entsprechenden Anspruchsniveau ge­
führt. Andererseits sind deutliche Anzeichen 
von Resignation und ein Rückgang der Mitwir­
kungsbereitschaft unverkennbar.

3. Die Antworten auf Fragen zur Demokratie und 
Mitwirkungsbereitschaft lassen durchaus er­
kennen, daß die Ostdeutschen demokratischen 
Grundwerte vertreten. Es besteht ein hohes 
Maß politischer Interessiertheit. Der Demokra­
tie und einem pluralistischen Parteiensystem 
werden hoher Stellenwert beigemessen. Hin­
gegen ist die Bereitschaft, vorhandene Mög­
lichkeiten der Mitwirkung aktiv zu nutzen, 
weitaus geringer ausgeprägt. Damit setzen sich 
in gewisser Weise Verhaltensmuster aus der 
DDR fort. Obwohl ein hoher Anteil der Bevöl­
kerung formal durch die Mitgliedschaft in Par­
teien und Massenorganisationen am politi­
schen Willensbildungsprozeß beteiligt schien, 
bestand nur eine begrenzte freiwillige, aktive 
und wirksame Mitwirkung.

‘In einer demokratischen Gesellschaft zu leben’, 
hatte 1990 für weit über 90 % der Ostdeutschen 
einen hohen Stellenwert; über die Hälfte der Be­
fragtem erachtete dies sogar als ‘sehr wichtig’. 
Dem ‘pluralistischen Parteiensystem’ - einem fun­
damentalen Grundwert der Demokratie - wurde in 
den zurückliegenden Jahren ebenfalls hohe Be­
deutung beigemessen. Nur ein geringer Teil der Be­
völkerung hält diesen Gesichtspunkt für unwich­
tig. Allerdings erfuhr die Bedeutung des pluralisti­
schen Parteiensystems seit 1991 eine stetig rückläu­
fige Beurteilung. Ursache für den Bedeutungs verlust 
könnte nach erfolgter Etablierung des pluralisti­
schen Parteiensystems eine zunehmende Enttäu­
schung über dessen Leistungsfähigkeit sein.
Männer und Frauen messen 1993 dem pluralisti­
schen Parteiensytem fast einen gleich großen Stel­
lenwert bei. Die Unterschiede in den Altersgruppen 
bleiben ebenfalls gering. Nach dem Erwerbsstatus 
und der Qualifikation bestehen hingegen stärkere 
Unterschiede. So messen Personen in Arbeitslosig­
keit, in ABM-Maßnahmensowie Un- und Angelernte 
dem pluralistischen Parteiensystem deutlich weniger 
Bedeutung bei. Nur rund ein Drittel hält dies in die-

Tabelle23: Erwartungen zu den Bedingungen für 
Demokratieentwicklung - Angaben in 
Prozent-

Abbildung 1990 bis 1993

70

1990 1991 1992 1993

—Verbesserung + keine Vcrtndcnmg ^V erschlechterung ■•■ich weiß nicht

Erwarten Sie in bezug auf dieBedingungenfüreinedemokratische 
Entwicklung in der Gesellschaft... ?

- 1993-

eher
eine

Verbes­
serung

keine
Ver­
ände­
rung

eher
eine
Ver­

schlech­
terung

ich
weiß
nicht

Gesamt 23 32 33 11

Geschlecht

Männer 22 35 36 7
Frauen 24 31 30 15

Altersgruppen

bis 25 Jahre 22 40 27 11
26-40 Jahre 20 34 34 11
41-50 Jahre 25 31 36 8
51-60 Jahre 22 34 32 12
über 60 Jahre 26 29 32 13

Familienformen

verh. o.Kind. 25 29 35 11
verh.m.Kind. 21 35 35 10
Leb.gem.o.K. 25 38 21 14
Leb.gem.m.K 26 27 40 7
alleinlebend 23 . 32 30 14
alleinerzieh. 22 44 22 11

Erwerbstätigkeit

erwerbstätig 24 33 34 9
arbmpol.Maß 15 29 37 16
arbeitslos 23 35 31 11
Vorruhestand 21 37 31 11
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Tabelle 24: Für wie wichtig halten Sie gegenwärtig 
folgende Probleme? (sehr wichtig/ 
wichtig) - Angaben inProzent -

Abbildung: nach Qualifikation - 1993 -

-1 9 9 3 -

Demo-
kratie-

entwick
hing-

Parteien
Politik­

verdros­
senheit

Gewalt/
Krimi­
nalität

alte
"Seil-

schaft-
ten"

Gesamt 58 35 94 35

Geschlecht

Männer 60 38 94 29
Frauen 57 32 94 34

Altersgruppen 

bis 25 Jahre 44 30 91 34
26-40 Jahre 51 28 94 37
41-50 Jahre 59 34 95 40
51-60 Jahre 65 42 96 36
über 60 Jahre 63 36 95 31

Familienformen

verh. o.Kind. 65 39 94 37
verh.m.Kind. 55 31 95 40
Leb.gem.o.K. 54 41 95 38
Leb.gem.m.K 48 33 93 40
alleinlebend 55 36 95 30
alleinerzieh. 60 37 95 37

Erwerbstätigkeit

erwerbstätig 56 33 94 40
arbmpol.Maß 56 30 92 32
arbeitslos 65 40 95 32
Vorruhestand 58 33 92 36

sen Gruppen für sehr wichtig bzw. wichtig. Bei den 
Erwerbstätigen sindes immerhin fastdie Hälfte, bei 
Personen mitHochschulabschluß liegt der Wert so­
gar noch darüber.
Im Vergleich zu den geringen Bedeutungsverlu­
sten bezüglich des pluralistischen Parteiensystems 
sind die ‘Erwartungen zur Verbesserung der Bedin­
gungen für die Demokratie’ dramatisch gesunken, 
und gleichzeitig ist der Anteil jener mit negativen 
Erwartungen in diesem Bereich sprunghaft angestie­
gen (vgl. Abbildung S.27). Dadurchist 1993erstmalig 
der Anteil von Personen, die eine Verschlechterung 
der Bedingungen für eine demokratische Entwick­
lung erwarten, größer als jener mit einer positiven 
Einschätzung. Das Übergewicht der negativen Er­
wartungen trifft für fast alle Gruppen in gleichem 
Maße zu (vgl. Tabelle S.27). Personen mit Hoch­
oder Fachschulabschluß erwarten zu einem beson­
ders hohen Anteil eine Verschlechterung der Bedin­
gungen für eine demokratische Entwicklung. Bei 
Personen mit Hochschulabschluß trifft dies für je­
den Zweiten zu, während der Anteil bei Personen 
mit Fachschulabschluß fast 40 % beträgt. In der 
Altersgruppe bis 25 Jahre ist der Anteil derer, die 
keine Veränderungen erwarten, besonders hoch. 
Dies dürfte sich zugleich in den Familienformen Le­
bensgemeinschaft ohne Kind und Alleinerziehende 
reflektieren, da diese jüngere Altersgruppe hier 
besonders stark vertreten ist.

Der negative Trend zur Einschätzung der Bedin­
gungen der Demokratieentwicklung bedeutet al­
lerdings nicht, daß bei den Ostdeutschen nicht 
weiterhin ein hohes Maß an Sensibilität für diesen 
Bereich vorhanden ist. Nur für 13 % ist die Demp- 
kratieentwicklung gegenwärtigem ‘wenigerwich- 
tiges’ oder ‘unwichtiges’ Problem. Mitzunehmen­
dem Alter wird eine steigende Bedeutung für die 
Demokratieentwicklung artikuliert. Jüngere mes­
sen der Demokratieentwicklung ehereine mittlere 
Bedeutung bei.
Weitaus geringer wird die Bedeutung der Parteien- 
und Politikverdrossenheit beurteilt. Dieses, 
stark durch die Medien und Politiker artikulierte 
Phänomen scheintfürdie Bürgerin Ostdeutschland 
nur begrenzt wichtig zu sein. Die vorgestellten Daten
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zu Demokratiebedingungen und zum pluralisti­
schen Parteiensystem belegen ein unvermindertes 
politisches Interesse. Politik- und Parteienverdros­
senheit scheint es eher bezüglich gegenwärtiger 
poütischerlnhalteunddesUmgangsderPolitikermit 
diesen zu geben. Eindrucksvoll läßt sich der 
Bedeutungsunterschied beispielsweise an der 
Beurteilung des Problems der ‘alten Seilschaften’ 
demonstrieren. In der politischen Öffentlichkeit 
wird dieser Sachverhalt oft diskutiert, von den 
Befragten erfährt er hingegen nur eine geringe Be­
deutungszuordnung. Das Problem der ‘alten Seil­
schaften’ wird nur von jedem dritten Ostdeutschen 
als wichtig oder sehr wichtig angesehen, jeder zweite 
betrachtetes nur als teilweise bzw. weniger wich­
tig.
Fasteinmütig fallenhingegendie Beurteilungen zum 
Problem “Gewalt und Kriminalität” aus. Sind die 
Unterschiede zwischen einzelnen sozialen Gruppen 
bei den anderen vorgestellten Problembereichen 
bereits sehr gering, verschwinden sie hier fast völlig.

Unverkennbar besteht in der ostdeutschen Bevöl­
kerung eine hohe Sensibilität für Fragen der De­
mokratie und Mitbestimmung. Im Vergleich zu 
den durch die dramatischen Ereignisse gekenn­
zeichneten Jahre 1989/90 hat die Politisierung der 
Gesellschaft zwar nachgelassen, ist aber ange­
sichts der massiven Enttäuschungen und Verun­
sicherungen immer noch in beachtlichem Maße 
vorhanden. Die Transformation der ostdeutschen 
Gesellschaft verläuft augenscheinlich weitgehend 
politischdominiert.
Im Gegensatz dazu steht allerdings die praktizierte 
geringe gesellschaftliche Mitwirkung und Betei­
ligungsbereitschaft. Nur jeweils jeder Fünfte be­
müht sich in geringem Maße bzw. in stärkerem 
Maße, politisch aktiv zu sein. Mehr als die Hälfte 
der Ostdeutschen hat für eine solche Beteiligung 
überhauptkeine Ambitionen. Deutlich geringer ist 
das Bemühen beiFrauen,bei Alleinlebenden und bei 
Personen in Lebensgemeinschaften mit Kindern 
ausgeprägt
Etwas mehr als jeder zehnte Ostdeutsche (13 %) gab 
1993 an, in Bürgerinitiativen, Parteien oder in der 
Kommune mitzuwirken, jeder dritte (34 %) ist

Tabelle 25: Demokratieentwicklung - Angaben in 
Prozent-

Abbildung: Wie intensiv bemühen Sie sich, politisch aktiv 
zu sein?-1990 bis 1993

i-------------------- 1-------- ----------“ I-------------- :— r

0*  25*  50*  75*  100*

B  sehr wichtig ■  wichtig ES in mtal.MaBe w ich t □  weniger wichtig □ unw ichtig  □ a h n e  Antwort

Tätigkeit in Organisationen in der Freizeit, Bemühen um politische 
Aktivität:

- 1 9 9 3 -

in
Vereinen

Verbänden
soz.Dienst

tätig

inBürger-
initiativen,
Parteien,

Kommune
mitwirken

Bemühen 
pol. aktiv 
zu sein 

(hohem/mit 
lerem 
Maß)

Gesamt 34 13 19
Geschlecht

Männer 38 16 22
Frauen 29 11 16

Altersgruppen

bis 25 Jahre 31 3 16
26-40 Jahre 34 13 19
41-50 Jahre 37 14 17
51-60 Jahre 40 14 20
über 60 Jahre 27 13 17

Familienformen

verh. o.Kind. 35 12 20
verh.m.Kind. 35 13 21
Leb.gem.o.K. 24 6 18
Leb.gem.m.K 35 10 12
alleinlebend * 23 10 13
alleinerzieh. 37 21 19

Erwerbstätigkeit

erwerbstätig 37 14 20
arbmpoLMaß 35 12 16
arbeitslos 32 17 17
Vorruhestand 29 8 18
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Tabelle 26: Wären Sie bereit, in einer Organisation 
mitzuaibeiten, wenn es umfolgende Auf­
gaben geht? - Angaben in Prozent -

Abbbildung: 1992 und 1993

0 5 10 15 20 25 . 30 35

Hl992 CD 1993

Mitarbeit - 1993 -

SOZ.

gern.
nütz.
Dien­

ste

pol.
Int.-
ver-
tre-

tung

Frei-
zeit-
in-
ter-

essen

spez.
Int.
von

Grup
pen

reli­
giöse
Ziele

Arb.
nehm.
int.-
ver-
tret.

Gesamt 33 7 33 15 5 22

Geschlecht

Männer 31 10 38 15 5 25
Frauen 35 4 30 14 6 20

Altersgruppen

bis 25 Jahre 34 3 51 19 7 32
26-40 Jahre 36 6 36 18 4 26
41-50 Jahre 38 9 33 15 6 26
51-60 Jahre 37 6 37 15 6 24
über 60 Jahre 23 8 21 9 7 9

Familienfonnen

verh. o.Kind. 33 7 31 12 6 18
verh.m.Kind. 37 9 38 17 4 30
Leb. gern.o.K. 34 7 36 13 5 13
Leb.gem.m.K 39 7 33 20 1 33
alleinlebend 25 5 24 12 7 12
alleinerzieh. 30 4 44 30 9 26

Erwerbstätigkeit

erwerbstätig 35 7 36 15 5 28
arbmpol.Maß 33 6 36 19 5 30
arbeitslos 46 5 41 17 6 25
Vorruhestand 33 11 37 13 5 20

hingegen in Vereinen, Verbänden oder sozialen 
Diensten tätig. Durch diese Relation wird eine 
Zurückhaltung der Ostdeutschen im unmittelba­
ren politischen Bereich deutlich, während Organi­
sationen, die spezifische Interessen von Bürgern 
wahmehmen, stärkeren Zuspruch finden, was für 
die weitere Demokratisierung in Ostdeutschland 
besondere Bedeutung erlangen könnte.
Bekannte Muster politischerTeilnahme, die auf ein 
geringeres Engagement der Frauen, Jugendlichen, 
Personen im Vorruhestand und im Rentenalter 
schließen lassen, treffen gegenwärtig auch für 
Ostdeutschland zu. Besonders kraß fallt der ge­
ringe politische Beteiligungsgrad bei Jugendlichen 
unter 25 Jahren auf.
Die starke Altersabhängigkeit der Antworten wird 
ebenfalls in den Fragen zur Mitarbeitsbereitschaft 
in Organisationen mit unterschiedlichen Tätigkeits­
bereichen reflektiert. Im Vergleich zum Voijahr 
hat sich insgesamt das Interesse zur Mitarbeit 
nicht verändert.
Frauen sind in stärkerem Maße als Männer bereit, 
in sozial gemeinnützigen Organisationen mitzu­
arbeiten, aber sie sind weniger bereit, in politischen 
Interessenvertretungen aktiv zu werden. Bei den 
Männern erreicht die Sympathie für Freizeitorga­
nisationenden höchsten Wert. Jugendliche präferie- 
ren Freizeitorganisationen noch wesentlich stär­
kerund sind nur in geringem Maße an der Mitarbeit 
in politischen Organisationen bereit. Einen deutli­
chen Abbruch erfährt das Interesse zur Mitarbeit 
in Organisationen bei Personen über 60 Jahre. 
Hingegen weisen Arbeitslose ein hohes Interesse 
für alle angeführten Organisationen auf. Ein er­
höhte Mitarbeitsbereitschaft äußern sie für so­
zial gemeinnützige Organisationen und für Frei­
zeitorganisationen.
DieSympathie zwischen den verschiedenenParteien 
schwankt teilweise beträchtlich. In diesem Zusam­
menhang ist gleichzeitig zu beachten, daß die par­
teienpolitische Bindung der Ostdeutschen nur im 
begrenzten Maße Rückschlüsse über mögliche 
Wahlentscheidungen zuläßt. Unterder besonderen 
ostdeutschen Situation zählen offenbarneben Aspek­
ten einer vermuteten und wahrgenommenen In- 
teressenvertretungdurchdie jeweilige Mitgliedschaft

30 SOZIALREPORT Sonderheft 1993



DemokratieeotvFickJaög

oder Sympathisanten noch weitere Faktoren. Dazu 
gehören die besonders hohe Wahrnehmung von 
gesellschaftlichen Problemstellungen (z.B. Umwelt­
schutz, allgemeine wirtschaftliche Situation, Ar­
beitslosigkeit) und ihre Reflexion in den einzelnen 
Parteien. Neuen Ideen und Personen steht man 
scheinbar in Ostdeutschland aufgeschlossen gegen­
über. In diesen Kontext ist u.a. die sehr starke 
Sympathie fürGrüne/Bündnis 90 einzuordnen, die 
allerdings 1993einentiefenEinbrucherfahrt. Geringer 
werdende Wirkung haben bestimmte, historisch 
erklärbare Vorurteile, wie sie besonders die PDS 
treffen. Offenbar hat ihre zunehmende Profilierung 
als ostdeutsche Oppositionspartei zu einer stei­
genden Akzeptanz geführt. Im Gegensatz dazu ha­
ben die etablierten westdeutschen Parteien an 
Sympathie verloren. Die CDU scheint selbst Opfer 
der überzogenen Erwartungen geworden zu sein, 
diel990gewecktundinderFolgezeitnichteingehalten 
wurden. Die Verluste beschränken sich nicht nur 
auf die negative Bewertung von Regierungspar­
teien, sondern betreffen ebenfalls in nicht uner­
heblichem Maße die SPD.

Bei gruppenspezifischen Unterschieden besteht bei 
Frauen ein höheres Maß an Sympathie für die SPD 
und für Grüne/Bündnis 90. Die Mitglieder und 
Sympathisanten der CDU, SPD und PDS nehmen in 
den höheren Altersgruppen zu, während bei den 
Grünen/ B ündnis 90 und den Republikanern ein um­
gekehrtes Verhältnis zu verzeichnen ist. Über­
durchschnittlich sind arbeitslose und Personen in 
ABM Mitglied oder Sympathisant der Grünen/ 
Bündnis 90 und der PDS, während sie bei der FDP 
unterrepräsentiert vertreten sind.

Eine feste Parteienbindung ist in Ostdeutschland 
bisher wenig ausgeprägt.

Tabelle 27: In welchem Verhältnis stehen Sie zu fol­
genden Parteien und Bewegungen? 
- Angaben in Prozent -

Antwort: Ich bin M itglied /ich  sym pathisiere m it ihr 
-1990 bis 1993-

1990 1991 1992 1993

CDU 12 27 20 18

SPD 48 38 37 32

FDP - 25 18 13

PDS 14 14 12 18

Grü./B ündnis 90 26 58 52 31

Republikaner - 2 5 2

Mitglied/Sympathisant - 1993 -

CDU SPD FDP PDS Gr./ Re­
Bün. pu­

90 blik.

Gesamt 18 32 13 18 31 2

Geschlecht

Männer 18 30 14 20 27 3
Frauen 18 33 12 17 35 1

Altersgruppen

bis 25 Jahre 9 27 10 16 39 8
26-40 Jahre 15 28 12 19 37 3
41-50 Jahre 21 32 14 13 32 4
51-60 Jahre 19 36 16 19 30 1
über 60 Jahre 22 33 10 23 24 0

Familienformen

verh. o.Kind. 19 33 11 20 28 2
verh.m.Kind. 18 29 14 14 32 3
Leb.gem.o.K. 23 29 13 23 50 5
Leb.gem.m.K 11 43 14 20 41 3
alleinlebend 18 33 14 24 34 0
alleinerzieh. 15 33 19 19 28 4

Erwerbstätigkeit

erwerbstätig 19 31 15 15 32 3
arbmpol.Maß 10 26 5 25 45 1
arbeitslos 13 32 9 19 34 3
Vorruhestand 20 36 13 22 28 2
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